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Wirkung der Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ hält an

Nationalrat beharrt auf Gegenvorschlag – Initiative bleibt aktuell
Mit dem Festhalten am Grundsatz „Ein Kind – eine Zulage“ und den gesamtschweizerischen Mindestbeträgen für die Kinder- und Ausbildungszulagen hat der Nationalrat in der Dezembersession darauf beharrt, der Travail.Suisse-Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ einen ernstzunehmenden Gegenvorschlag entgegenzusetzen. Das darf sicher als Teilerfolg für die Initiative gewertet werden. Trotzdem bleibt die Initiative aktuell, denn 90 Prozent der Familien in der Schweiz wünschen sich höhere Kinderzulagen.
Im politischen Ringen um die Kinderzulagen hat der Nationalrat einen weiteren Schritt in die richtige Richtung gemacht. Nachdem die Vorlage vom Ständerat in der Herbstsession auf eine rein formale Harmonisierung fast ohne materielle Verbesserung reduziert wurde, hat ihr der Nationalrat nun wieder Substanz verliehen. Auch wenn die Beschlüsse des Nationalrates weit hinter den Verbesserungen zurück liegen, die die Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ den Familien bringen würde, kann nun mindestens von einem ernst zu nehmenden Gegenvorschlag gesprochen werden.
Substanz des Gegenvorschlags

Es sind insbesondere zwei Punkte, in welchen die Vorlage auch Anliegen der Initiative aufnimmt und deren Ausgestaltung entscheidend dafür ist, ob die Vorlage als Gegenvorschlag betrachtet werden kann oder nicht:
· Die Verankerung des Grundsatzes „Ein Kind – eine Zulage“, die dafür sorgt, dass zukünftig jedes Kind in der Schweiz eine Zulage erhält. Die heutigen Lücken für Kinder von selbständig erwerbenden, Teilzeit arbeitenden oder nichterwerbstätigen Eltern (z.B. Studierenden) werden damit geschlossen. Damit können gegen 300'000 Kinder besser gestellt werden.

· Die Festlegung einer gesamtschweizerischen Mindesthöhe von 200 Franken Kinderzulage und 250 Franken Ausbildungszulage. Damit werden die Kinderzulagen in einem Grossteil der Kantone mindestens leicht angehoben.

In beiden Punkten hat der Nationalrat an seiner Linie vom März festgehalten und sie, im Gegensatz zum Ständerat, in die Vorlage aufgenommen. Dabei hat das Festhalten am Grundsatz „Ein Kind – eine Zulage“ nur sehr knappe Mehrheiten gefunden (bei den Selbstständigerwerbenden mit 93 zu 92, bei den Nichterwerbstätigen mit 94 zu 92). Die Mindestbeiträge von 200 und 250 Franken wurde hingegen mit 97 zu 86 Stimmen klarer angenommen als noch im Frühling (95 zu 93).
Hält Koalition für die Familien auch im Ständerat?
Im Nationalrat hat dem Gegenvorschlag eine Koalition für die Familien, bestehend aus CVP, EVP, SP und Grünen, zum Durchbruch verholfen. Die Vertreterinnen und Vertreter dieser Parteien haben mit ihrem geschlossenen Auftreten und der fast vollzähligen Anwesenheit die nötigen Mehrheiten im Nationalrat erreicht. Sie haben damit, zusammen mit einigen Nationalrät/innen von FDP (Egerszegi) und SVP (Gadient, Haller, Siegrist), gezeigt, dass sie dem Referendumsdruck standhalten können, der seit längerer Zeit vom Schweizerischen Gewerbeverband aufgebaut wird. 
Diese Koalition – reduziert auf CVP und SP – verfügt auch im Ständerat über eine Mehrheit. Sie kann damit den Gegenvorschlag in der kommenden Märzsession auch im Stöckli durchbringen. Insbesondere für die CVP ist das von zentraler Bedeutung, will sie sich auch vor den nächsten Wahlen glaubwürdig als Familienpartei positionieren. Denn während die SP die Travail.Suisse-Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ unterstützt und damit auch ohne Gegenvorschlag weiterhin über familienpolitische Glaubwürdigkeit verfügt, steht die CVP mit leeren Händen da, wenn der Gegenvorschlag nicht zustande kommt.
Initiative bleibt weiterhin aktuell – 90 Prozent der Familien wollen höhere Zulagen
Auch wenn der Gegenvorschlag einige Anliegen der Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ aufnimmt, so löst er doch das Hauptproblem nicht: Die Kinderzulagen sind heute ganz klar zu tief. Und in genau diesem Punkt bleibt der Gegenvorschlag ungenügend. Die vorgesehene Mindesthöhe von 200 bzw. 250 Franken bringt zwar eine Verbesserung gegenüber dem heutigen Durchschnitt, entspricht aber in keiner Weise der Bedeutung der Kinder für die Gesellschaft oder den von einem Kind für die Familie verursachten Kosten.
Diese Problematik ist den Familien durchaus bewusst. So zeigt eine neue, repräsentative Studie des Forschungsinstituts gfs.bern, dass fast 90 Prozent der befragten Familien in der Schweiz höhere Kinderzulagen befürworten. Es ist nicht davon auszugehen, dass diese Familien damit eine Erhöhung von einigen wenigen Franken meinen, wie das im Gegenvorschlag vorgesehen ist. Eine spürbare Verbesserung der Kinderzulagen, die wohl eher dem Wunsch dieser grossen Mehrheit der Familien entspricht, ist nur mit der Initiative „Für faire Kinderzulagen!“ möglich. Deshalb hat die Initiative auch mit dem Gegenvorschlag nichts von ihrer Aktualität und Attraktivität verloren.
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